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Teil I: Aufbau und Konsolidierung der 
US-Hegemonialordnung

„Es ist unsere Währung, aber euer Pro-
blem.“ - John Connally, Finanzminister 
unter Richard Nixon

«Schuldest du der Bank $100, ist das 
dein Problem. Schuldest du der Bank 
$100 Millionen, ist es das Problem der 
Bank» - J. Paul Getty, US-Industrieller 
(1892-1976)

„Der ökonomische Imperialismus 
brachte manche seltsamen und teils fast 
unverständlichen Phänomene hervor. 
Aber niemals zuvor hat es eine bank-
rotte Nation gewagt, darauf zu bestehen, 
dass ihre Insolvenz zum Fundament der 
Weltökonomie wird.“ - Michael Hudson, 
ehemaliger Analyst der Chase Manhattan 
Bank 

USA - Pleite aber mächtig
Die USA sind ein Koloss auf tönernen 

Füßen, dessen weltweite Vormachtstel-
lung zunehmend brüchig wird. Diese 
Feststellung speist sich nicht nur aus dem 
militärischen Debakel im Irak, sondern 
vor allem aus der Erkenntnis, dass die 
ökonomischen Grundlagen für Washing-
tons Hegemonialposition erodieren.1

Betrachtet man allein die makroökono-
mischen Daten, sind diese tatsächlich ver-
heerend. Als Erstes zu nennen ist dabei 
das gigantische Handelsbilanzdefi zit, was 
bedeutet, dass die USA deutlich mehr 
Produkte importieren als exportieren. 
Während sich dieses Handelsbilanzdefi zit 
1992 noch auf vergleichsweise harmlose 
$39 Mrd. belief, stieg es schon während 
der Amtszeit Bill Clintons bedrohlich 
auf $378,272 Mrd. im Jahr 2000. Unter 
George W. Bush setzt man inzwischen 
jährlich zu neuen „Höhenfl ügen“ an, 
sodass sich das Handelsbilanzdefi zit mit 
$723,616 Mrd. im Jahr 2005 nochmals 
beinahe verdoppelt hat.2 

Da diese Lücke zwischen Importen und 
Exporten primär in Form von Schuldschei-
nen (Staatsanleihen) gedeckt wird, ist es 
nicht weiter verwunderlich, dass sich der 
US-Schuldenberg analog zum Handels-
bilanzdefi zit entwickelte. Washingtons 
Verbindlichkeiten haben sich seit 1992 
(ca $4 Billionen) auf nunmehr offi ziell 

etwa $8,3 Billionen ebenfalls mehr als 
verdoppelt.3 Da in der offi ziellen Zahl die 
Deckungslücke der sozialen Sicherungs-
systeme ebenso wenig Berücksichtigung 
fi ndet, wie die der öffentlichen Kranken-
versicherung (Medicare) und einer Reihe 
weiterer Posten, liegt die tatsächliche Ver-
schuldung laut dem Jahresreport des US-
Finanzministeriums um ein Vielfaches 
höher, nämlich bei $46 Billionen im Jahr 
2005 ($20 Billionen im Jahr 2000).4 Die 
amerikanische Zahlungsfähigkeit steht 
angesichts solcher Daten nicht einmal 
mehr in Frage, sie ist nicht mehr gege-
ben, jedes andere Land wäre in einer ver-
gleichbaren Situation bankrott.5 

Als Sofortmaßnahmen zur Bekämp-
fung dieses Defi zits werden vor allem 
massive Steuererhöhungen und eine dra-
stische Reduzierung der US-Militäraus-
gaben genannt, wobei ins Auge sticht, 
dass die Bush-Administration sich diese 
Vorschläge lediglich insofern zu Herzen 
nimmt, als dass sie als Anleitung fungie-
ren, das genaue Gegenteil zu unternehmen. 
So beschloss man nicht nur gigantische 
Steuererleichterungen für Amerikas 
oberste Einkommensschichten, sondern 
erhöhte auch seit Amtsantritt massiv den 
Militärhaushalt von $294.5 Mrd. im Jahr 
2000 auf $562 Milliarden (Antrag für 
das Haushaltsjahr 2006).6 Berücksich-
tigt man, dass die Bush-Administration 
mit hoher Wahrscheinlichkeit nochmals 
zusätzliche Gelder für den „Krieg gegen 
den Terror“ benötigen wird, ergibt sich 
hieraus, dass das Pentagon-Budget damit 

- trotz Schuldenberg und Handelsdefi zit 
- höher liegt, als während des gesamten 
Kalten Krieges (siehe Grafi k). Dies zeigt, 
welch beispielloses Militarisierungspro-
gramm Washington in Gang gesetzt hat. 
Nicht von ungefähr nehmen deshalb die 
Kassandra-Rufe in jüngster Zeit zu. Law-
rence Summers, ehemaliger US-Finanz-
minister unter Bill Clinton, bescheinigte 
der Bush-Administration unlängst, sie 
steuere auf die „Gesicherte Fiskalische 
Vernichtung“ zu.7 

Die Apologeten des US-Untergangs 
stehen dabei in krassem Widerspruch zu 
der offensichtlichen Sorglosigkeit der 
Bush-Administration, die munter ihr Mili-
tarisierungsprojekt betreibt und darauf 
setzt, dass das hieraus entstehende Defi -
zit auch weiterhin durch Schuldscheine 
vom Rest der Welt fi nanziert wird. Aus-
gerechnet George W. Bushs ehemaliger 
Finanzminister Paul O‘Neill fungiert 
als Kronzeuge, indem er unbewusst auf-
schlussreiche Einblicke in die Denkweise 
der Bush-Administration lieferte. Als 
er sich während seiner Amtszeit gegen 
weitere Steuersenkungen aussprach, da 
diese das ohnehin erhebliche US-Defi zit 
weiter vergrößern würden, wurde er von 
Vizepräsident Dick Cheney folgenderma-
ßen belehrt: „Weißt du Paul, Reagan hat 
bewiesen, dass Defi zite nicht von Bedeu-
tung sind.“8 

Die Tragweite dieses Satzes kann nicht 
überschätzt werden, denn der gesunde 
Menschenverstand, wie auch die „Öko-
nomie lehren uns, dass Staaten, die - kon-
ventionell ausgedrückt - aufgrund nicht 
tragfähiger Handelsbilanz- und Staats-
defi zite über ihre Verhältnisse leben, 
schließlich dazu gezwungen sein werden, 
sich ‚anzupassen‘.“9 Sprich, irgendwann 
sollte eigentlich der Punkt erreicht sein, 
an dem das Ausland nicht mehr bereit 
ist, diese Verschuldung durch den Auf-
kauf faktisch wertloser Staatsanleihen 
zu fi nanzieren. Umso mehr, da die Verei-

USA - Erlassjahr 2015? 
Washingtons erodierende Vorherrschaft und der Kreuzzug 
zum Erhalt der Dollarhegemonie
von Jürgen Wagner
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nigten Staaten mehr oder weniger unum-
wunden zugeben, ihre Schulden niemals 
zurückzuzahlen, wozu sie im Übrigen, 
wie bereits erwähnt, ohnehin nicht in der 
Lage wären.10

Angesichts dieser Situation bestehen 
für die USA nur zwei Möglichkeiten, 
auf die Erosion der wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit zu reagieren: Entweder 
man kürzt radikal das Militärbudget, was 
aber zur Folge hätte, dass die USA ihren 
Anspruch auf globale Vorherrschaft - die 
erklärtermaßen Ziel sämtlicher US-Stra-
tegiepapiere ist - aufgeben und somit den 
Aufstieg anderer Großmächte akzeptieren 
müssten11 oder man beschließt, kriege-
risch jeglichen antihegemonialen Tenden-
zen zu begegnen. Cheneys Aussage ist ein 
deutliches Zeichen, dass sich die Verei-
nigten Staaten für die zweite Option ent-
schieden haben. Und tatsächlich lässt sich 
mit einiger Plausibilität argumentieren, 
dass die beispiellose Militarisierung der 
US-Außenpolitik seit den Anschlägen des 
11. September und der „Krieg gegen den 
Terror“ im Kern nichts anderes ist, als ein 
Kreuzzug zum Erhalt der Dollar-Hegemo-
nie und damit für Washingtons Verschul-
dungsstrategie, die das Fundament der 
US-Vorherrschaft bildet. Augenblicklich 
zeigt sich jedoch immer deutlicher, dass 
dieser Versuch ins Gegenteil umschlägt, 
indem hierdurch anti-hegemoniale Kräfte 
weiter gestärkt werden.

Um dies zu begründen, wird im ersten 
Teil dieses Beitrags die Entstehung der 
US-Hegemonialordnung nach dem Kalten 
Krieg, sowie die weit reichenden Umstruk-
turierungen der 70er Jahre beschrieben. 
Besonders soll dargestellt werden, dass 
der zunehmende Militarismus der USA 
eine wachsende Verschuldung nach sich 
zog, die eine radikale Veränderung des 
Weltfi nanzsystems erforderte, in deren 
Zentrum die Abrechnung von Öl in Dol-
lars steht, die dem Dollar seine Funktion 
als Weltleitwährung garantiert. Hierdurch 
wurde eine Art modernes Tributsystem 
etabliert, in dem die Vasallen (Europa, 
Japan, China...) zur Finanzierung der US-
Defi zite gezwungen werden.12 

Im zweiten Teil wird aufgezeigt, dass 
diese Dollarhegemonie insbesondere 
durch die Einführung des Euro zuneh-
mend in Gefahr gerät und ohne die Öl-
Dollar-Fakturierung kaum mehr aufrecht 
zu erhalten wäre. Aus diesem Grund stellt 
die Beibehaltung dieses Abrechnungssy-
stems, das von mehr und mehr Ländern 
in Frage gestellt wird, eine wesentli-
che Triebfeder der US-amerikanischen 
Kriegspolitik der letzten Jahre auch und 
gerade für die aktuelle, aggressive Politik 

gegenüber dem Iran dar. Die Massenme-
dien versuchen dieses Thema entweder 
zu ignorieren oder, wie der Spiegel, ins 
Lächerliche zu ziehen. Es handele sich 
lediglich um eine „Legende“ verquaster 
Konspirationstheoretiker, sie sei „höfl ich 
gesagt, nicht plausibel.“13 Auch wenn 
man sich vor monokausalen Erklärungen 
hüten sollte, gibt es aber dennoch trif-
tige Gründe, die dafür sprechen, dieser 
„Legende“ mehr Beachtung zu schenken. 
Abschließend soll dargelegt werden, dass 
trotz - oder gerade wegen - der verstärk-
ten militärischen Anstrengungen eine 
hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die 
Dollarhegemonie und damit die US-Vor-
machtstellung weiter erodiert. In diesem 
Zusammenhang soll insbesondere auch 
die Perspektive, den Euro als progressi-
ves Gegenmodell zu etablieren, kritisch 
bewertet werden.

Der Aufbau der US-Hegemonialord-
nung nach dem Kalten Krieg

Zynisch gesagt, der Zweite Weltkrieg ist 
für die USA überaus erfolgreich verlau-
fen. Sie gingen aus ihm als mit weitem 
Abstand führende Wirtschafts- und Mili-
tärmacht der Welt hervor, u.a. verfügten  
sie über 60% der weltweiten Goldvor-
räte.14 Verständlicherweise waren sämt-
liche US-Entscheidungsträger bestrebt, 
diese ökonomische Spitzenposition zu 
erhalten. Die hierfür gewählte Expan-
sionsstrategie bewirkte zwar genau das 
Gegenteil, deckte sich aber wiederum mit 
den Ambitionen der radikalsten Vertreter 
der US-Elite, deren vorrangiges Interesse 
in der militärischen Festigung der welt-
weiten Vormachtstellung und letztlich der 
Errichtung eines US-Imperiums lag.15 

Nach 1945 stellte sich zuvorderst die 
Frage, wie angesichts des Truppenabbaus 
von 12 auf 1,5 Millionen Soldaten und 

der radikalen Kürzung des Verteidigungs-
haushaltes von $90 auf $10 Mrd. ohne 
diesen wirtschaftlichen Stimulus weiter-
hin Vollbeschäftigung und Prosperität 
gesichert werden konnten: „Ein Anlie-
gen, das alle Gruppen in den Vereinigten 
Staaten teilten, war es, eine neuerliche 
Nachkriegsdepression, ausgelöst von der 
Reduzierung der öffentlichen Ausgaben, 
zu verhindern. 1945 gab es einen Kon-
sens, dass 60 Millionen Jobs für eine 
Vollbeschäftigung erforderlich waren. In 
Abwesenheit einer entsprechenden Nach-
frage, die genügte, um diese Stellen zu 
schaffen ... hätte es einen Linksruck in der 
amerikanischen Politik geben können.“16  

Schon 1944 stellte der spätere US-
Außenminister Dean Acheson fest, dass 
die USA „Vollbeschäftigung und Pro-
sperität nicht ohne ausländische Märkte 
erlangen können.“17 Somit war die Öff-
nung ausländischer Märkte für ameri-
kanische Produkte das zentrale Ziel der 
Bretton-Woods-Verhandlungen im Jahr 
1944, bei denen Acheson als US-Dele-
gationsführer eine ebenso zentrale Rolle 
spielte, wie später bei der Entwicklung 
der Truman-Doktrin und des Marshall-
Plans, mit denen dieselbe Absicht verfolgt 
wurde. „Das Bretton Woods System folgte 
einem klaren Regelsystem: Goldbindung 
des US-Dollar, Bindung aller beteiligten 
Währungen mit fi xen Kursen an den US-
Dollar, Herstellung der Konvertibilität der 
Währungen, ein Mechanismus zur Finan-
zierung von Defi ziten der Zahlungsbi-
lanz. Der Kurs des US$ wurde mit 35 $ je 
Feinunze bereits 1934 festgelegt, in Bret-
ton Woods bestätigt und bis zum August 
1971 (für offi zielles Gold) beibehalten.“18 
Der Dollar wurde hierdurch zur Welt-
leitwährung, zum allgemein anerkannten 
internationalen Zahlungsmittel, das jeder 
Staat benötigt, um Geschäfte zu tätigen. 
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Solange die US-Währung in Gold umge-
tauscht werden konnte, bestanden für 
ausländische Zentralbanken auch keine 
Schwierigkeiten große Dollarbestände zu 
horten, da sie ja jederzeit wieder in einen 
Realwert umgewandelt werden konnten. 

Das Bretton-Woods-System sollte einen 
erneuten Stillstand im Waren- und Kapi-
talverkehr, der primär für die Weltwirt-
schaftskrise vor dem Zweiten Weltkrieg 
verantwortlich gemacht wurde, verhin-
dern.19 Dies deckte sich gleichzeitig mit 
den ökonomischen Interessen der USA 
zum damaligen Zeitpunkt. Während die 
fi xen Wechselkurse eine Abwertung der 
eigenen Währung zur Steigerung der 
Exportchancen unmöglich machte, sollte 
das 1947 abgeschlossene GATT-Abkom-
men (Havana-Charta), das Zollsenkungen 
zur Förderung des Welthandels vorsah, 
die angestrebte Öffnung des Weltmark-
tes für amerikanische Produkte sicher-
stellen.20 Allerdings zeigte sich schnell, 
dass die Öffnung der Märkte allein nicht 
genügte. Da die vom Krieg ausgebluteten 
Ökonomien Westeuropas und Japans über 
zu wenig Finanzmittel zur Bezahlung 
US-amerikanischer Exporte verfügten, 
sah sich Washington zu weiter reichen-
den Maßnahmen, Truman-Doktrin und 
Marshall-Plan, gezwungen: „Die einzig 
mögliche Lösung für die US-Entschei-
dungsträger bestand zu diesem Zeitpunkt 
darin, gleichzeitig den Wiederaufbau des 
europäischen und asiatischen Kapitalis-
mus und die Prosperität der heimischen 
Wirtschaft über Dollarkredite zu gewähr-
leisten, die ... über den europäischen und 
japanischen Export von Erzeugnissen 
zurückgezahlt werden sollten.“21 

Dies stellte die demokratische Regie-
rung jedoch vor enorme Probleme, denn 
sie sah sich einem republikanisch domi-
nierten Kongress gegenüber, der auf eine 
strikte Begrenzung der Staatsausgaben 
fi xiert war und für derlei „Hilfsleistun-

gen“ wenig Enthusiasmus aufbrachte. 
Aus diesem Grund spielte die Truman-
Administration rücksichtslos die einzige 
Karte aus, mit der die erforderlichen 
Mittel zur Finanzierung des Marshall-
Plans locker gemacht werden konnten, 
den Antikommunismus: „Truman und 
Acheson wussten sehr wohl, dass Appelle 
für die Staatsraison und US-amerikani-
sche ökonomische Interessen nicht genug 
sein würden sie [die Widerstände gegen 
den US-Expansionismus] zu überwinden. 
Während sie jenen Text entwarfen, der 
später die Truman-Doktrin werden sollte, 
hielten sie sich dementsprechend an 
Arthur Vandenbergs berühmt-berüchtig-
ten Rat, ‚die amerikanische Bevölkerung 
in Angst und Schrecken zu versetzen‘, 
indem die Vorstellung einer globalen 
kommunistischen Bedrohung übertrieben 
wurde. Der Trick, so die Unterstützung 
des Kongresses für den Marshall-Plan zu 
gewinnen, funktionierte.“22

Während 1945 noch eine Mehrheit 
der US-Bevölkerung der Überzeugung 
war, eine friedliche Koexistenz mit der 
Sowjetunion sei möglich, wandelte sich 
die öffentliche Meinung ab 1946 in der 
Folge alarmistischer - und angesichts 
zahlreicher Zugeständnisse Moskaus weit 
gehend unbegründeter - Reden verschie-
dener US-Entscheidungsträger.23 Der 
nächste Schachzug bestand in der am 12. 
März 1947 verkündeten Truman-Doktrin, 
die es endgültig zu Washingtons Aufgabe 
machte, militärisch die Ausbreitung des 
Kommunismus wortwörtlich zu bekämp-
fen. Die hiermit verkündete Eindäm-
mungspolitik (Containment) schuf darüber 
hinaus die nötige Alarmstimmung für die 
Bewilligung der Marshall-Plan-Gelder, 
die als Stärkung Westeuropas gegen den 
angeblichen sowjetischen Expansionis-
mus verkauft wurden. Die Strategie war 
aus Sicht der US-Strategen auf den ersten 
Blick überaus erfolgreich, kurz nach der 

Verkündung der Truman-Doktrin verab-
schiedete der US-Kongress den European 
Recovery Plan, also besagten Marshall-
Plan. Bewilligt wurden schließlich 12,4 
Milliarden Dollar (85 Milliarden Euro im 
Jahr 2005), die sicher einen Teil zur wirt-
schaftlichen Erholung Westeuropas bei-
trugen, auch wenn der durch die rasante 
Militarisierung ausgelöste Nachfrage-
schub im Zuge der Truman-Doktrin und 
des Korea-Krieges hier wohl entschei-
dender war. Natürlich war dies, entgegen 
den meisten heutigen Verlautbarungen, 
alles andere als ein selbstloser Akt, denn 
die Kredite wurden weit gehend an den 
Aufkauf von US-Exporten gebunden, 
sie waren somit nichts anderes als eine 
„großangelegte Subventionierung für die 
US-amerikanische Industrie und Land-
wirtschaft.“24 

Hiermit wurden aber gleichzeitig die 
Weichen für eine Eskalationsspirale 
gestellt, die schließlich direkt zu der 
Katastrophe in Vietnam führen sollte. 
Der Sowjetunion blieben die aggressiven 
Schritte Washingtons natürlich nicht ver-
borgen, sie reagierte ihrerseits mit einer 
Reihe von Maßnahmen zur Festigung 
ihrer Machtposition, die von der Truman-
Administration mit weiteren Eskalationen 
beantwortet wurden.25 Plötzlich waren 
die USA in der Defensive, von Moskaus 
Unterstützung der kommunistischen 
Machtergreifung in der Tschechoslowakei 
1948, über die im selben Jahr begonnene 
Berlin-Blockade, dem Sieg der Maoisten 
in China, bis hin zur erfolgreichen Zün-
dung der sowjetischen Atombombe 1949, 
sah man sich subjektiv einem aggressiven 
Vormarsch und Machtgewinn der Sowje-
tunion ausgesetzt, an dem man aber, wie 
ausgeführt, alles andere als unschuldig 
war.

Zu dieser Zeit setzte in den USA eine 
regelrechte antikommunistische Hysterie 
ein, die ab 1948 beginnende McCarthy-
Ära, die u.a. zur Entlassung von 1456 
Mitarbeitern des Außenministeriums 
führte, die meisten davon Asienspeziali-
sten, deren Kenntnisse später bei der kor-
rekten Einschätzung der Lage in Vietnam 
sicher hilfreich gewesen wären. Parallel 
hierzu gewannen die radikalsten Teile 
der US-Elite, deren vorrangigsten Ziel 
die globale Vorherrschaft der USA war, 
mehr und mehr die Kontrolle. Spätestens 
1950 fand dieser Prozess mit der Ablö-
sung George Kennans durch Paul Nitze 
als Leiter der Politischen Planungsab-
teilung des US-Außenministeriums, der 
Ausarbeitung der NSC-68 (United States 
Objectives and Programs for National 
Security) sowie dem Beginn des Korea-
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Kriegs seinen Abschluss.26 Aus Sicht der 
nun dominierenden Hardliner musste den 
sowjetischen Machtgewinnen mit einer 
drastischen Militarisierung begegnet 
werden. Für deren Finanzierung war aber 
angesichts der Widerstände in Kongress 
und Öffentlichkeit mehr nötig, als nur 
antikommunistische Floskeln, es brauchte 
einen Krieg: „Um die groß angelegte 
europäische und amerikanische Wieder-
aufrüstung sicherzustellen, die im Natio-
nalen Sicherheitsdokument 68 vorgesehen 
war, das Truman im Grundsatz im April 
1950 genehmigte, war mehr erforderlich 
... ‚Wie man dieses Geld einem fi skal-
konservativen Kongress im Namen des 
Antikommunismus abringen sollte, stellte 
keine kleine Herausforderung dar. Erfor-
derlich war ein internationaler Notfall und 
seit November 1949 sagte Außenminister 
Acheson voraus, dass sich einer irgend-
wann im Jahr 1950 im asiatischen Rand-
gebiet ereignen wird - in Korea, Vietnam, 
Taiwan oder allen drei zusammen. Zwei 
Monate nachdem der Präsident NSC-68 
begutachtet hatte, fand diese Krise statt. 
Acheson sollte später sagen, dass »Korea 
auftauchte und uns alle rettete«.‘“27

In der Tat gelang es im Zuge des Kora 
Krieges, die in NSC-68, dessen Autor 
Paul Nitze nicht umsonst einer der wich-
tigsten Ziehväter der heutigen Neokon-
servativen war,28 anvisierte Erhöhung 
der Rüstungsausgaben durchzusetzen, 
der Kongress bewilligte einen Anstieg 
um 30 Prozent.29 Die mit dem Korea-
Krieg sprunghaft gestiegenen Rüstungs-
ausgaben trugen dabei entscheidend zur 
Schaffung eines mächtigen militärisch-
industriellen Komplexes bei, der dafür 
sorgte, dass diese Gelder auch weiterhin 
reichlich fl ießen sollten.30 Die Interessen 
der Rüstungslobby, der US-Imperialisten 
und die Verstärkung antisowjetischer 
Ressentiments innerhalb der Bevölkerung 

wie auch der US-Eliten, heizten Militaris-
mus und Expansionismus derart an, dass 
dies letztlich ebenso tragisch wie logisch 
im Vietnam-Krieg kulminieren musste, 
der gleichzeitig auch eine Reorganisation 
der US-amerikanischen Hegemonialord-
nung erfordern sollte, da der Militarismus 
die ökonomischen Fundamente der US-
Vorherrschaft langsam aber sicher zer-
störte.31

Obwohl Washington zur Durchset-
zung des Bretton-Woods-Systems seine 
überlegene Machtposition rigoros ein-
gesetzt hatte,32 bot es Westeuropa und 
Japan zunächst jedoch als Gegenleistung 
substanzielle Vorteile an, um ihnen die 
Akzeptanz der US-dominierten Ordnung 
zu versüßen.33 „Die größte Herausforde-
rung für dieses System kam mit der poli-
tischen und ökonomischen Krise in den 
1970ern: Die katastrophale Niederlage 
und der Zerfall der militärischen Macht 
Amerikas in Vietnam verband sich mit 
heftigen wirtschaftlichen Auseinanderset-
zungen zwischen den wichtigsten Zentren 
der Triade - den USA, Deutschland und 
Japan. Die Vereinigten Staaten reagierten 
auf diese Krise mit umfassenden unila-
teralen, machtpolitischen Schachzügen, 
wie die Zerstörung des Bretton-Woods-
Systems und das Aufzwingen des Dollar-
systems, um den US-Kapitalismus gegen 
seine Konkurrenten zu bevorteilen.“34

Die Krise der 70er und die Errichtung 
des Öl-Dollar-Tributsystems

Aus Sicht der US-Strategen könnte man 
fast sagen, dass ihr Plan ein wenig zu gut 
aufging. Denn das System fester Wech-
selkurse, festgelegt zu einem Zeitpunkt, 
an dem Washington einen gigantischen 
ökonomischen Vorsprung besaß, “berück-
sichtige nicht die Veränderungen bei der 
wirtschaftlichen Leistungskraft, so daß 
beispielsweise der Dollar gegenüber der 

D-Mark und dem Yen, Währungen der 
erfolgreichsten Industriestaaten, überbe-
wertet war. Dies belastete die US-Ausfuh-
ren, führte zu steigender Arbeitslosigkeit, 
einem verlangsamten Wachstum der indu-
striellen Produktivität in den USA und 
einem Abbau von industriellen Arbeits-
plätzen.”35 

Die wirtschaftliche Erholung Westeuro-
pas und Japans gepaart mit den horrenden 
Militärausgaben konnte nur eine Auswir-
kung haben: Seit Ende der 50er „war der 
US-amerikanische Anteil am weltwei-
ten Handel rückläufi g, weil die erholten 
Industriestaaten neue Absatzmärkte ero-
berten ... Folglich sanken die Überschüsse 
in der US-Handelsbilanz. Gleichzeitig 
stiegen die staatlichen Zuwendungen an 
Drittstaaten vor allem im militärischen 
Bereich. Im Ergebnis reichten die Über-
schüsse nicht mehr aus, die Geldabfl üsse 
auszugleichen, so dass allmählich die 
Rücklagen angegriffen wurden ... Folglich 
stiegen die Gold- und in Gold konvertier-
baren Geldvorräte der europäischen Staa-
ten und Japans stark an.“36

Bereits Mitte der 60er war der US-Gold-
vorrat um 40% gesunken, der deshalb 
bereits 1964 geringer als die US-Gesamt-
schulden war.37 Sie rasant steigenden 
Kosten des Vietnam-Kriegs verschärften 
diese Entwicklung zusätzlich erheblich. 
Um den Krieg in Ostasien zu fi nanzieren, 
warf Washington die Notenpresse an und 
brachte mehr und mehr Dollars in Umlauf, 
was logischerweise die Frage aufwarf, 
wie lange dieses Geld noch durch reale 
Goldreserven gedeckt werden konnte. 
Vor allem die europäischen Zentralban-
ken weigerten sich deshalb zunehmend 
Dollarbestände automatisch aufzukaufen 
und gingen gegen Ende der 60er sogar 
massiv dazu über, ihre Dollarreserven in 
Gold zurückzutauschen: „Damit wurde 
die eine unverzeihliche Drohung ausge-
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sprochen. Europa, egal wie freundlich 
und indirekt, drohte zum ersten Mal seit 
dem Zweiten Weltkrieg damit, seine öko-
nomische Stärke gegen die Vereinigten 
Staaten zu benutzen.“38 Da hiermit die 
US-Goldvorräte ebenso wie das gesamte 
Währungssystem schnell seinen kritischen 
Punkt erreichte, reagierten die Vereinig-
ten Staaten hierauf, wie zu erwarten war, 
extrem empfi ndlich und stellten sogar die 
weitere Unterstützung im Kalten Krieg 
in Frage. „Diese Verwerfungen zeigten 
den Zusammenhang zwischen ökonomi-
scher und militärischer Macht. So wurde 
bekannt, dass ‚die Vereinigten Staaten 
implizit angedroht hatten, ihre Truppen 
aus Westdeutschland abzuziehen ... falls 
die deutsche Zentralbank nicht auf ihr 
Recht verzichtete, ihre überfl üssigen Dol-
lars in Gold umzutauschen.‘“39 Trotzdem 
musste US-Präsident Richard Nixon am 
15. August 1971 die Notbremse ziehen, 
indem er das Ende der Goldbindung ver-
kündete, die nach einem kurzen Rettungs-
versuch (Smithonian-Abkommen) 1973 
endgültig aufgegeben wurde. 

Angesichts der wachsenden Verschul-
dung gab es damals nur zwei Optionen: 
Da man sich keinesfalls eine Radikalsa-
nierung nebst drastischer militärischer 
Abrüstung verordnen wollte, wie es Was-
hington im Übrigen in einer vergleichba-
ren Situation nach dem Ersten Weltkrieg 
dem British Empire diktiert hatte und so 
maßgeblich zu dessen Niedergang bei-
trug,40 musste eine Möglichkeit gefunden 
werden, sich uferlos weiter zu verschul-
den. Hierfür war es notwendig Staaten 
dazu zu bringen Dollarbestände bzw. US-
Schatzanleihen zu kaufen, obwohl diese 
im Prinzip nunmehr nichts weiter waren, 
als ungedeckte Schecks. Exporte in die 
USA - Toyotas, BMWs, Nähmaschinen, 
was auch immer -, die früher einmal 

buchstäblich Gold wert waren, sollten 
nun für bedrucktes Papier an die USA 
abgegeben werden, ein „exorbitantes Pri-
vileg“, wie es Charles De Gaulles damals 
formulierte.41

Da der Greenback nach der Beendigung 
des Dollar-Gold-Systems massiv unter 
Druck geriet und die Angst vor einer 
erneuten Depression umging,42 musste 
also das „Vertrauen“ in die Währung - 
notfalls militärisch - wiederhergestellt 
werden, wofür folgende Lösung gefunden 
wurde: „1974 handelte die Nixon-Admi-
nistration die Zusicherung von Saudia 
Arabien aus, Öl ausschließlich in Dol-
lars zu berechnen und ihre Überschüsse 
in US-Schatzanleihen zu investieren. Im 
Gegenzug würden die USA das saudische 
Regime schützen ... Dieses einzigartige 
Abkommen wurde ursprünglich vor dem 
Kongress geheim gehalten und schuf das 
Phänomen, das als Petrodollar-Recycling 
bekannt ist.“43 Beim Abschluss dieses 
Deals war das Pentagon extrem “behilf-
lich”, indem dem saudischen Königshaus, 
wie auch dem Rest der OPEC überdeut-
lich gemacht wurde, dass dessen Ableh-
nung als kriegerischer Akt gewertet und 
mit einer direkten US-Invasion beant-
wortet werden würde.44 Seither basieren 
die beiden zentralen Handelsplätze für 
Öl und Gas, der International Petroleum 
Exchange (IPE) in London und der New 
Yorker NYMEX, auf dem Dollar.

Dieser Öl-Dollar-Mechanismus hat für 
die USA drei erhebliche Vorteile: Erstens 
kann die US-Regierung einfach Dollars 
drucken, um ihr Öl zu bezahlen. Zweitens 
müssen alle anderen Staaten den USA 
reale Produkte liefern, um ihrerseits an 
die Währung des Schwarzen Goldes zu 
gelangen. Hiermit wurde eine gigantische 
Dollarnachfrage erzeugt, die zusätzlich 
durch den von den USA bewusst herbei-

geführten „Ölpreisschock“ stimuliert: „Es 
wird immer noch allgemein angenommen, 
dass der gepfefferte Anstieg der Ölpreise 
1973 von den Golfstaaten als Teil ihrer 
anti-israelischen und anti-amerikanischen 
Politik im Zuge des Yom Kippur-Krieges 
ausgelöst wurde. Wie wir heute jedoch 
wissen, war der Anstieg das Ergebnis des 
US-Einfl usses auf die Ölstaaten und er ... 
richtete sich gegen Amerikas ‚Verbün-
dete‘ in Westeuropa und Japan.“45

Fortan wurden die von europäischen 
und japanischen Exportüberschüssen 
erwirtschafteten Dollars für den Ankauf 
von OPEC-Öl verwendet, die ihrerseits 
wiederum als Gegenleistung für die 
militärische Absicherung der OPEC-
Herrscherfamilien in US-Schatzanlei-
hen reinvestiert wurden.46 Bis heute ist 
der hierdurch erzeugte Nachfrageschub 
gigantisch: „Täglich wird weltweit mit 
Öl im Wert von mehr als 5,5 Milliarden 
US-Dollar gehandelt. Jährlich summiert 
sich das auf 1.500 Milliarden US-Dollar. 
Durch die Bindung des Gaspreises an 
den Ölpreis verdoppelt sich die Summe. 
Marktteilnehmer müssen über ausrei-
chend Dollarreserven verfügen, um sich 
am Geschäft beteiligen zu können. Somit 
tragen der Öl- und der Gashandel zu 
einer erhöhten Nachfrage nach US-Dollar 
bei.“47 Oder, in den Worten der Asia 
Times: „Jeder akzeptiert Dollars, weil man 
mit ihnen Öl kaufen kann.“48 Der Zwang, 
Dollarreserven zur Bezahlung von Öl zu 
halten, hat zusätzlich zur Folge, dass der 
Greenback auch in weit größerem Maße 
als Reserve- und Transaktionswährung 
eingesetzt wird, als es US-Wirtschaftslei-
stung und Handelsaufkommen eigentlich 
nahe legen würden, was die Dollarhege-
monie zusätzlich stärkt.49 

Der dritte und mit Abstand größte Vor-
teil dieser Dollarhegemonie liegt schließ-
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lich darin, dass sich die USA weiterhin 
nahezu beliebig verschulden können, 
wie die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
verdeutlicht: „Da die Auslandsschulden 
der USA ganz überwiegend in US-Dollar 
denominiert sind, können die Vereinigten 
Staaten faktisch nicht zahlungsunfähig 
werden, selbst wenn das Ausland – aus 
welchen Gründen auch immer – kurzfri-
stig die Bezahlung aller Schulden forderte 
und alles liquidierbare Auslandskapital 
abzöge. Die Notenbank könnte Dollar 
im benötigten Ausmaß bereitstellen.“50 
Aufgrund dieser Vorteile musste unter 
allen Umständen sichergestellt werden, 
dass sich die OPEC-Staaten weiter an das 
System des Petrodollar-Recycling hiel-
ten, was Nixons Außenminister Henry 
Kissinger zu folgender Erkenntnis führte: 
„Erdöl ist viel zu wichtig, als dass man 
es den Arabern überlassen könnte.“51 
Genau aus diesem Grund stellt die Kon-
trolle des Persischen Golfes spätestens 
seit dieser Zeit das Alpha und Omega der 
US-Außenpolitik dar.52 

Mit den weit reichenden Maßnahmen 
Anfang der 70er hatten die USA die Ero-
sion ihrer Vormachtstellung erfolgreich 
aufgehalten und ein Tributsystem eta-
bliert, das für über 30 Jahre weit gehend 
unbestritten ihre Führungsposition auf-
recht erhalten sollte. Erst in jüngster Zeit 
nehmen die Widerstände gegen diese 
Hegemonialordnung wieder massiv zu.

(Teil II im nächsten AUSDRUCK)
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tiven welche sich in der demokratischen 
und friedlichen ‚Anderen Kampagne‘ 
zusammengefunden haben. 

Tobias Pfl üger

Die EU muss ihre Beziehungen zu Lateinamerika grundlegend verändern 
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